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Schutzimpfungen 


AUFSÄTZE 


Aufklärungspflicht 
aus juristischer Sicht 


Der Arzt, insbesondere der Kin- 
derarzt, befindet sich angesichts der 
immer umfangreicher werdenden 
Rechtsprechung zum Impfschadens- 
recht in einer wenig beneidenswerten 
Sıtuation: Impft er, und kommt es 
nachfolgend zu einem Impfschaden, 
wird er womöglich regreßpflichtig ge- 
macht, weil er einen medizinischen, 
zumindest jedoch einen sogenann- 
ten informatorischen Kunstfehler be- 
gangen hat. Impft er nicht, und die 
Krankheit, gegen die er hätte impfen 
können, trıtt auf und führt womöglich 
zu Dauerschäden, wird ihm eventuell 
der Vorwurf eines Behandlungsfeh- 
lers gemacht. 

Angesichts dieser Situation 
macht es jedoch keinen Sinn, zwi- 
schen Medizinern und Juristen ein 
Feindbild zu schaffen. Dies ist mit 
Sicherheit der falsche Weg, um zum 
gemeinsamen Ziel — dem verantwor- 
tungsbewußten Umgang mit Impfun- 
gen - zu gelangen. 





Regreßansprüche 


Aus juristischer Sicht sollte von 
Ärzten nicht verschwiegen werden, 
daß Impfungen keineswegs ein harm- 
loser Eingriff in das Immunsystem 
sind. Auch mögliche Impfschäden 
sollten keineswegs a priori negiert 
werden. Ärzte sollten vielmehr EI- 
tern in die Verantwortung für die Ent- 
scheidung „pro“ oder „contra“ imp- 
fen mit einbeziehen. Es geht nicht an, 
daß die Eltern zwar für ıhre Kinder 
mögliche Vorteile der Impfungen in 
Anspruch nehmen wollen, bei Auf- 
treten von Impfschäden jedoch un- 
verzüglich nach einer juristischen 
Möglichkeit suchen, den Impfarzt re- 
greßpflichtig zu machen. Die aktuel- 
len Impfempfehlungen der STIKO 
geben dem Arzt wertvolle - und lei- 
der oft übersehene - juristische Hin- 
weise, wie er Regreßansprüche bei 
Impfungen vermeiden kann. 











Es muß daher mit Nachdruck 
darauf hingewiesen werden, daß vor 
Durchführung jeder Impfung oder 
Impfserie eine Aufklärungspflicht des 
Arztes besteht, wodurch der Impfling 
oder seine Eltern oder Sorgeberech- 
tigten in die Lage versetzt werden sol- 
len, über die Teilnahme an der Imp- 
fung zu entscheiden. 

Die STIKO hat klar herausgear- 
beitet, worüber der Arzt vor Durch- 
führung einer Impfung auf jeden Fall 
aufklären muß. Ergänzend ist aus ju- 
ristischer Sicht noch auf folgendes 
hinzuweisen: Die höchstrichterliche 
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Aus juristischer Sicht besteht vor jeder Impfung oder Impfserie eine Aufklärungspflicht. 


Rechtsprechung hält daran fest, daß 
jeder Eingriff in die körperliche oder 
gesundheitliche Befindlichkeit des 
Patienten - sei er behandlungsfehler- 
haft oder frei von einem Behand- 
lungsfehler — als Verletzung des Be- 
handlungsvertrages und als rechts- 
widrige Körperverletzung zu werten 
ist, wenn er sich nicht im konkreten 
Fall durch eine wirksame Zustim- 
mung des Patienten gerechtfertigt er- 
weist (Karlmann Geiß, Arzthaft- 
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pflichtrecht, 2. Auflage, Seite 169 ff. 
mit weiteren Nachweisen). Der Um- 
fang und der Genauigkeitsgrad der 
Aufklärung sind umgekehrt propor- 
tional zur Dringlichkeit des Eingriffs 
(Karlmann Geiß, a.a.O., Seite 171). 
Dies besagt: Je weniger dringlich sıch 
der Eingriff ın zeitlicher und sachlı- 
cher Hinsicht für den Patienten dar- 
stellt, desto weitergehend ist das Maß 
und der Genauigkeitsgrad der Auf- 
klärungspflicht. 

Umfang und Intensität der Auf- 
klärung lassen sıch dabei nicht ab- 
strakt festlegen; sıe sind an der jeweils 
konkreten Sachlage auszurichten, 
und zwar sowohl an der konkreten 
medizinischen Behandlung wie am 
konkreten Patienten, unter Berück- 
sıchtigung seiner speziellen berufli- 
chen und privaten Lebensführung 
(patientenbezogene Aufklärung). 

Die höchstrichterliche Recht- 
sprechung läßt das Maß aufklärungs- 
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pflichtiger Risiken von dem unmittel- 
baren Nutzen abhängen, den der Ein- 
griff für den Patienten hat. Das be- 
deutet, daß z. B. vor einer Operation, 
zu der es praktisch keine Alternative 
gibt, nur über die wesentlichen Risi- 
ken aufgeklärt werden muß (verglei- 
che BGHZ 90, 103), während zum 
Beispiel bei einer vorbeugenden Imp- 
fung jede — auch relativ unwahr- 
scheinliche - Eventualität auf- 
klärungsbedürftig ist. Die früher ein- 
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seitige Betonung der rein statistischen 
Risikokomplikationsdichte ist von der 
Rechtsprechung mit verschiedenen 
Begründungen weitgehend aufgege- 
ben worden (vergleiche Karlmann 
Geiß, a.a.O., Seite 184 mit weiteren 
Nachweisen). Dies hat für den Impf- 
arzt nun freilich die fatale Konse- 
quenz, daß der Kreis der aufklärungs- 
bedürftigen Risiken nicht mehr gene- 
rell anhand bestimmter Wahrschein- 
lichkeitskriterien festgelegt werden 
kann. Da eine vorbeugende Schutz- 
impfung nicht dazu dient, eine beim 
Impfling bereits aufgetretene Krank- 
heit zu bekämpfen, reduziert sıch der 
individuelle Nutzen der einzelnen kon- 
kreten Schutzimpfung in demselben 
Maße, ın dem bei ausgebliebener 
Schutzimpfung die Wahrscheinlichkeit 
einer Infektion gering ist. 

Man wird deshalb aus Gründen 
der Vorsicht dıe Aufklärung auf der 
Basis der individualisierenden Be- 
trachtungsweise sehr weit ziehen 
müssen (vergleiche auch Impfkom- 
pendium, herausgegeben von Prof. 
Dr. Heinz Spiess, Thieme Verlag 
1994, Seite 30/31). Aus den oberge- 
richtlichen Entscheidungen zur Auf- 
klärungspflicht des Impfarztes sowie 
aus den allgemeinen arztrechtlichen 
Grundsätzen lassen sich folgende 
Verallgemeinerungen ableiten: 

Es ist zunächst über die Rahmen- 
bedingungen der Impfung aufzu- 
klären. Das bedeutet zum Beispiel, 
daß darüber aufgeklärt werden muß, 
ob die Impfung generell amtlich emp- 
fohlen ist oder ob die Empfehlung 
Einschränkungen enthält und ob der 
konkrete Impfling von diesen Ein- 
schränkungen erfaßt ist. Sodann ist 
stets auf die Freiwilligkeit der Imp- 
fung hinzuweisen sowie jeglicher Ein- 
druck zu vermeiden, daß es sich um 
eine Zwangsimpfung handelt. 

Die Aufklärung muß weiter den 
Nutzen der Impfung zutreffend schil- 
dern, nicht begründete Dramatisierun- 
gen einer unterbliebenen Schutzimp- 
fung sind zu unterlassen. Darüber hin- 
aus muß auf die möglichen Komplika- 
tionen eingegangen werden, die mit 
der Impfung verbunden sein können. 

Aus Gründen der Vorsicht ist zur 
Vermeidung eines „informatorischen 
Kunstfehlers“ zu empfehlen, jegliche 
in der wissenschaftlichen Literatur 
berichtete Komplikation zu benen- 
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nen. Die Auffassung vieler Ärzte, daß 
unterhalb einer bestimmten Kompli- 
kationswahrscheinlichkeit die Auf- 
klärungspflicht ende, findet ın der 
neueren obergerichtlichen Recht- 
sprechung keine Stütze mehr. 

Um einen geordneten Ablauf beı 
durch den Öffentlichen Gesundheits- 
dienst veranstalteten Impfterminen zu 
gewährleisten, wird eine rechtzeitige 
Aufklärung in schriftlicher Form emp- 
fohlen. Eine Gelegenheit zur umfas- 
senden Information durch ein Ge- 
spräch mit dem Impfarzt muß bei je- 
dem Impftermin gegeben sein. Bei 
Einzelimpfungen in der Praxis des nie- 
dergelassenen Arztes ist die mündliche 
Aufklärung die Methode der Wahl. 
Der Bundesgerichtshof tritt nachhaltig 
für die Aufklärung im persönlichen 
Arzt-Patienten-Gespräch ein, dessen 
verantwortungsvolle Führung er dem 
Arzt - ohne Gängelung durch Rechts- 
vorschriften - an die Hand gibt. 





Delegation unmöglich 


Der isolierten formularmäßigen 
Aufklärung begegnet der Bundesge- 
rıchtshof dementsprechend mit erheb- 
licher Skepsis. Die durchgeführte 
Aufklärung ist in den Patientenunter- 
lagen vom ımpfenden Arzt zu doku- 
mentieren. Die Wahrnehmung der 
Aufklärungspflichten ist grundsätzlich 
dem Arzt vorbehalten. Sıe darf nach 
der gefestigten Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs nicht auf nicht- 
ärztliches Personal delegiert werden. 
Um den immer strenger werdenden 
Anforderungen der Rechtsprechung 
an die ärztliche Aufklärungspflicht zu 
genügen, sollte der Impfarzt den El- 
tern eines Impflings oder dem zu imp- 
fenden Erwachsenen grundsätzlich 
schon rechtzeitig vor dem Impftermin 
schriftliches Informationsmaterial 
über die beabsichtigte Impfung zur 
Verfügung stellen und die Impfent- 
scheidung beim Impftermin nochmals 
mit den Betroffenen besprechen. Der 
Impfarzt hat jedenfalls bei vorbeugen- 
den Routineimpfungen eine ganz 
außerordentlich streng zu bemessen- 
de Aufklärungspflicht. 

Er hat sıe evtl. bereits dadurch 
verletzt, daß er den Impfling bzw. sei- 
ne Eltern nicht auf die drastisch ver- 
rıngerte Impfindikatıon oder das Feh- 








len einer staatlichen Impfempfehlung 
hingewiesen hat (vergleiche OLG 
Stuttgart ın VersR 1986, 1198 zur Per- 
tussisimpfung). Sinn der ärztlichen 
Aufklärungspflicht ıst es nämlich, dem 
Patienten eine eigenverantwortliche 
und vernünftige Ausübung des Selbst- 
bestimmungsrechts zu ermöglichen. 

Dem Patienten muß die Rechts- 
gewähr dafür gegeben werden, daß er 
in der medizinischen Betreuung nicht 
Objekt, sondern eigenverantwortli- 
ches Subjekt der Behandlung bleibt. 
Dazu ist es erforderlich, daß dem Pa- 
tienten nicht nur die Risiken, sondern 
auch die Chancen und Notwendigkei- 
ten des fraglichen Eingriffs dargelegt 
werden. Nur auf diese Weise kann der 
Patient eine abgewogene Entschei- 
dung treffen. 

Der Arzt sollte daher die Eltern 
des Impflings beziehungsweise den 
volljährigen Impfling viel mehr in die 
Entscheidung - und in das Haftungs- 
risiko — mit einbeziehen. Eine Mög- 
lichkeit hierzu bestünde darin, die In- 
formationen, welche die Impfstoff- 
hersteller in den Packungsbeilagen 
der Impfstoffe zum Impfrisiko brin- 
gen müssen, auch den Impflingen be- 
zıehungsweise deren Vertretern zur 
Kenntnis zu bringen. Hierüber habe 
ich schon mit vielen Ärzten gespro- 
chen: Diese befürchten, Eltern wür- 
den ihre Kinder überhaupt nicht mehr 
impfen lassen, wenn sie wissen, was — 
in allerdings sehr seltenen Fällen - an 
nicht erwünschten Wirkungen des 
Impfstoffes auftreten kann. 

Jedoch glaube ich zum einen 
nicht, daß Eltern überhaupt nicht 
mehr impfen lassen, wenn sie einfühl- 
sam informiert werden, zum anderen 
muß es der Arzt im eigenen Interesse 
(um eine Schadensersatzklage zu ver- 
meiden beziehungsweise einer sol- 
chen erfolgreich begegnen zu kön- 
nen) hierauf ankommen lassen: 

Nicht Panıkmache oder flotte 
Werbeslogans sollten bei der Ent- 
scheidung für oder gegen das Impfen 
im Vordergrund stehen, sondern um- 
fassende, sachliche Information, die 
den Eltern des Impflings oder dem zu 
impfenden Erwachsenen eine eigen- 
verantwortliche Entscheidung für 
oder gegen das Impfen ermöglichen. 

Leider lassen viele Ärzte Infor- 
mationen über das Impfrisiko immer 
noch nicht zur Kenntnis gelangen, 
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— obwohl die Impfstoffhersteller 
in den Beipackzetteln zu den Impfstof- 
fen deutlich und verständlich auf mög- 
liche Nebenwirkungen hinweisen, 

— obwohl die STIKO auf die Auf- 
klärungspflicht hinweist, 

- obwohl die Ärzte schon auch 
aus haftungsrechtlichen Gründen auf 
mögliche Nebenwirkungen hinweisen 
sollten. 

Diese Mauer des Schweigens vor 
Impfrisiken scheint mir nicht sach- 
dienlich, leistet der Falschinformation 
oder der unvollständigen Information 
über Impfschäden Vorschub und 
führt zu einer schrecklichen Polarisie- 
rung der Meinungen. 

In 20 Jahren beruflicher Erfah- 
rung mit Impfschäden hatte ich nur 
mit sehr wenigen Fällen zu tun, in de- 
nen es schicksalsmäßig zu einem 
Impfschaden kam; die meisten schwe- 
ren Impfschadensfälle, mit denen ich 
beruflich befaßt war, wären wohl ver- 
meidbar gewesen, wenn Kontraindi- 
kationen gegen Impfungen sorgfälti- 
ger beachtet worden wären und wenn 
insbesondere Kinder erst nach sorg- 
fältiger Untersuchung routinemäßig 
geimpft worden wären. 

Wenn der Impfarzt nicht — oder 
zumindest nicht rechtzeitig — aufge- 
klärt hat oder diese Aufklärung zu- 
mindest nicht beweisen kann, können 
erhebliche strafrechtliche und auch 
zivilrechtliche Schwierigkeiten auf 
ihn zukommen. Bei Impfschäden haf- 
tet zwar der Staat nach $$ 51 ff. Bun- 
desseuchengesetz generell, sofern es 
sich um eine amtlich empfohlene 
Impfung handelt. 

Allerdings sınd die Ersatzleistun- 
gen nach dem BSeuchG begrenzt, ins- 
besondere wird kein Schmerzensgeld 
gezahlt. Bei Verletzung der Auf- 
klärungspflicht haftet der Impfarzt — 
was viel zu wenig bekannt ist - neben 
dem Staat wegen Vertragsverletzung 
und wegen unerlaubter Handlung, 
was unter anderem zu einem Schmer- 
zensgeldanspruch des Impflings ge- 
gen den Impfarzt führt. Im Zivilpro- 
zeß gegen den Arzt muß der Impfling 
nur beweisen, daß er geimpft wurde 
und der Schaden auf der Impfung be- 
ruhte. 

Der Arzt muß dagegen beweisen, 
daß eine wirksame Einwilligung vor- 
lag, und das heißt vor allem, daß er 
hinreichend aufgeklärt hatte. Miß- 
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lingt ihm dieser Beweis, dann wird er 
zur Zahlung von Schadensersatz und 
gegebenenfalls von Schmerzensgeld 
verurteilt. 

Günstiger ist die Beweislage für 
den Impfarzt nur im Strafprozeß: An 
sich liegt bei Verletzung der Auf- 
klärungspflicht eine strafbare Körper- 
verletzung vor, die bei schweren Fol- 
gen mit empfindlicher Freiheitsstrafe 
geahndet werden kann. Jedoch ist der 
Arzt nach dem Grundsatz „ın dubio 
pro reo“ freizusprechen, wenn die Ver- 
letzung der Aufklärungspflicht nicht 
nachgewiesen werden kann. 

Zweifel an der Vollständigkeit 
der Aufklärung gehen im Zivilprozeß 
zu Lasten des Arztes; lediglich im 
Strafprozeß führen sie zum Frei- 
spruch (vergleiche Impfkompendium, 
herausgegeben von Prof. Dr. Heinz 
Spiess, Thieme Verlag 1994, Seite 33). 
Ein Aufklärungsgespräch in dem 
Umfang, wie es die STIKO und auch 
die Rechtsprechung vom Impfarzt 
fordert, wird sicher derzeit in der Pra- 
xis nicht angemessen honoriert. 

Diese Tatsache darf jedoch nicht 
dazu führen, dieses Aufklärungsge- 
spräch nicht zu führen, sondern dazu, 
dieses Aufklärungsgespräch ange- 
messen zu honorieren, denn wenn el- 
ne Impfung erst nach umfassender 
Aufklärung durchgeführt wird, ist das 
Risiko, einen Impfschaden zu erlei- 
den, erheblich minimiert. 

Da durch einen schweren Impf- 
schaden nicht nur unvorstellbares 
menschliches Leid auf dıe Betroffe- 
nen zukommt, sondern auch enorme 
finanzielle Lasten auf die Kranken- 
kassen, die Versorgungsämter, die 
durch den Impfschaden unmittelbar 
Betroffenen und unter Umständen 
auch auf den Impfarzt, sollte nicht nur 
aus menschlichen, sondern auch aus 
wirtschaftlichen Gründen darauf ge- 
achtet werden, daß Impfungen erst 
nach sorgfältiger Aufklärung und Be- 
achtung von Kontraindikationen 
durchgeführt werden. 
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Situation ’97 


Sechzehn Jahre nach Beginn der 
AIDS-Epidemie hat sich so gut wie al- 
les an dieser Erkrankung geändert, 
nicht jedoch die Übertragungswege. 
Immer noch sind in Deutschland bise- 
xuelle Männer die von der Infektion 
am stärksten betroffene Gruppe. Im 
heterosexuellen Bereich hat sich die 
Erkrankung nicht so stark ausgebrei- 
tet, wıe anfangs befürchtet. Die Pro- 
bleme von Familien und Frauen aber 
rücken auch bei verbesserter Lebens- 
erwartung und Lebensqualität ver- 
stärkt ın den Vordergrund. Hierzu 
gehören Kinderwunsch bei diskor- 








danten Paaren, Schwangerschaft, 
aber auch Fragen zur Sexualität ganz 
allgemein. 


In kurzen Abständen sind in den 
letzten Monaten vor allen Dingen in 
den USA HIV-wirksame neue Sub- 
stanzen zugelassen worden. Diese 
werden bereits jetzt weitgehend auch 
in Deutschland und anderen europäi- 
schen Ländern verordnet. 

In den letzten sechzehn Monaten 
hat es ım Bereich der Behandlung 
der HIV-Erkrankung größere Fort- 
schritte gegeben als in den sechzehn 
Jahren davor. Das hängt mit einem 
verbesserten Verständnis der patho- 
physiologischen Vorgänge, mit deut- 
lich verbesserten diagnostischen Me- 
thoden und vor allem mit der Ein- 
führung der antıretroviralen Kombi- 
nationstherapie zusammen. Unter an- 
derem ausgehend vom Aaron Dia- 
mond AIDS Research Center New 
York (Dr. Ho) hat der verstärkte wis- 
senschaftliche Einsatz in der klini- 
schen Therapieforschung bereits jetzt 
Erfolge gezeigt. 

Aus der Arbeitsgruppe von Dr. 
Ho werden zwei Teammitglieder die 
Ergebnisse zur Virusverminderung im 
Blut und in verschiedenen Geweben 
bei den 6. Münchner AIDS-Tagen (4. 
bis 6. Juli 1997; Information: Roswitha 
Lohwieser, Telefon 0 81 91/12 54 33, 
Fax 125600) vorstellen. Ziel der 
Kombinationsbehandlung dort ist die 
Eradikation des Virus. Wenn dies ge- 
lingen würde, könnte Heilung mög- 
lich werden. EB 

















